BREMISCHE BURGERSCHAFT Drucksache 21/1852
Landtag (zu Drs. 21/1784)
21. Wahlperiode 16.06.2026

Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2026

Entwicklung von Unternehmensnachfolgen, Stilllegungen und
Arbeitsplatzverlusten in Bremen und Bremerhaven

Die Fraktion BUNDNIS DEUTSCHLAND hat unter Drucksache 21/1784 eine
Grof3e Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die vorgenannte Grof3e Anfrage wie folgt:

1. Wie viele Betriebe im Land Bremen haben nach Kenntnis des Senats in
den Jahren 2015 bis 2025 ihre Geschaftstatigkeit ganz oder
uberwiegend aufgegeben oder eingestellt, weil keine geeignete
Unternehmensnachfolge gefunden werden konnte? (Bitte getrennt fiir
die Stadte Bremen und Bremerhaven darstellen und - soweit moglich -
die zugrundeliegenden Datenquellen [zum Beispiel
Gewerbeabmeldungen mit Nachfolge-Vermerk, Kammerstatistiken]
angeben.)

2. Wie viele Arbeitsplatze sind nach Kenntnis des Senats in den Jahren
2015 bis 2025 infolge solcher Betriebsaufgaben wegen fehlender
Unternehmensnachfolge im Land Bremen verloren gegangen? (Bitte
getrennt fiir die Stadte Bremen und Bremerhaven darstellen und die
zugrundeliegenden Datenquellen nennen.)

3. Uber welche Datenquellen verfiigt der Senat zur Erfassung von
Betriebsaufgaben infolge fehlender Nachfolge (zum Beispiel amtliche
Statistiken, Kammerstatistiken, Studien, Registerdaten), und wie
bewertet er deren Aussagekraft jeweils fiir die Stadtgemeinde Bremen
und die Stadtgemeinde Bremerhaven?

4. Welche branchenspezifischen Unterschiede bei Betriebsaufgaben
aufgrund fehlender Unternehmensnachfolge sind dem Senat bekannt,
insbesondere im Handwerk, im mittelstdndischen Handel und
Dienstleistungssektor sowie in industriellen Kernbranchen? (Bitte nach
Branchen und getrennt flir Bremen und Bremerhaven darstellen.)

5. Welche regionalen Unterschiede beziiglich Betriebsaufgaben und
Nachfolgeproblemen erkennt der Senat innerhalb des Landes Bremen,
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insbesondere im Vergleich zwischen der Stadtgemeinde Bremen und
der Stadtgemeinde Bremerhaven sowie zwischen verschiedenen Stadt-
beziehungsweise Ortsteilen?

Welche methodischen Einschrankungen und Unsicherheiten bestehen
nach Einschatzung des Senats bei der statistischen Erfassung von
Betriebsaufgaben aufgrund fehlender Unternehmensnachfolge (zum
Beispiel Mehrfachursachen, freiwillige Abmeldungen, Umfirmierungen,
Betriebsverlagerungen, stille Betriebsaufgaben), und wie geht der Senat
mit diesen Einschrankungen bei seiner Bewertung um?

Die Fragen 1 bis 6 werden gemeinsam beantwortet.

Die Regelung der Unternehmensnachfolge liegt primar und originar in
der Eigenverantwortung der jeweiligen Unternehmen. Darliber hinaus
stehen die Hausbanken und Kammern
(Handwerkskammer/Handelskammer) als erste etablierte Anlaufstelle
flir Beratung und Hilfestellungen bereit. Geman den
ordnungspolitischen Prinzipien greift der Staat nicht steuernd in
privatwirtschaftliche Prozesse ein, sofern funktionierende
Marktstrukturen existieren. Es findet daher keine flichendeckende
behordliche Begleitung oder operative Erfassung der Nachfolgen statt.
Folglich wird dieses Geschehen lediglich in der amtlichen Statistik
explizit erfasst.

Dem Senat sind dariiber hinaus keine Daten bekannt, die Auskunft Uiber
Betriebsaufgaben geben und die auf eine nicht zustande gekommene
Unternehmensnachfolge zurlickzufiihren sind. Zwar ist der
bundeseinheitlichen Gewerbeanzeigenstatistik die jahrliche Anzahl der
Gewerbeabmeldungen im Land Bremen zu entnehmen, aus diesen
Zahlen kann aber nicht entnommen werden, welche dieser
Abmeldungen durch eine fehlende Unternehmensnachfolge verursacht
wurden. Aufgrund dieses Datenmangels kann folglich keine Aussage
Uber das Ausmalf von Betriebsaufgaben aufgrund fehlender
Unternehmensnachfolge im Land Bremen, in den Stadten Bremen und
Bremerhaven oder deren Stadtteilen sowie in den verschiedenen
Branchen getroffen werden. Ebenso wenig kann die Anzahl der
Arbeitsplatze im Land Bremen, die wegen einer nicht gegliickten
Unternehmensnachfolge verloren gegangen sein konnten, beziffert
werden.

Welche Prognosen, Szenarien oder Studien liegen dem Senat
hinsichtlich des kiinftigen Unternehmensnachfolgebedarfs im Land
Bremen vor, insbesondere vor dem Hintergrund des demografischen
Wandels und des altersbedingten Ausscheidens vieler Inhaberinnen
und Inhaber? (Bitte mit Aussagen getrennt fiir Bremen und
Bremerhaven.)



Dem Senat liegen hierzu die aktuellen Schatzungen des Instituts fir
Mittelstandsforschung (IfM) Bonn vor. Das Institut schatzt, dass sich in
den Jahren 2026 bis 2030 im Land Bremen fiir circa 1 400
Familienunternehmen die Nachfolgefrage stellt, weil die
Geschaftsfiihrung aus personlichen Griinden (insbesondere
altersbedingt) ausscheiden wird. Gemessen an der Gesamtzahl der
Unternehmen im Land Bremen ist dies laut IfM Bonn ein geringfiigig
hoherer Wert als im Bundesdurchschnitt (55 statt 52 zur Ubergabe
anstehende Unternehmen je 1 000 Unternehmen). Die Ursache dafiir
liege dem Institut zufolge an der relativ groBen Zahl an Unternehmen
in mittleren UmsatzgroBenklassen, die im Allgemeinen haufiger
ubergeben werden. Eine Schatzung getrennt fiir Bremen und
Bremerhaven liegt nicht vor.

Welche Forderprogramme, MaBnahmen oder Unterstutzungsangebote
werden derzeit vom Senat oder in seinem Auftrag bereitgestellt, um
Unternehmensnachfolgen zu erleichtern oder zu sichern (zum Beispiel
Nachfolgeborsen, Beratungs- und Coachingangebote,
Finanzierungshilfen, Netzwerk- und Kammerstrukturen), und in welcher
Weise unterscheiden sich diese Angebote gegebenenfalls zwischen
Bremen und Bremerhaven?

Der Senat unterstiitzt Unternehmensnachfolgen im Land Bremen durch
ein eng verzahntes Angebot aus passgenauen
Finanzierungsinstrumenten der Bremer Aufbau-Bank (BAB) sowie
Beratungs- und Netzwerkstrukturen beim Starthaus. Die Angebote
stehen Unternehmen und Nachfolgenden im Land Bremen
gleichermaBen zur Verfligung.

Eine Unternehmensiibergabe ist seitens der Nachfolger:innen stets
eine Unternehmensgriindung, diese werden mit dem qualitativ
hochwertigen und breiten Angebotsportfolio des Starthauses sowie der
Starthaus-Initiative mit seinen rund 80 Akteur:innen (die sich primar
um die Themen Griindung und Startups im Land Bremen kiimmern)
bedarfsgerecht und zielfiihrend begleitet. Die
Landesfordereinrichtungen der Senatorin fiir Wirtschaft, Hafen und
Transformation (SWHT), Wirtschaftsférderung Bremen (WFB), BAB, die
BIS Bremerhavener Gesellschaft fiir Investitionsforderung und
Stadtentwicklung mbH (BIS) im Zuge der Kooperation als Starthaus-
Initiative stellen alle relevanten Forder- und
Finanzierungsméglichkeiten zur Verfiigung, um den Ubergang
(Ubergabe und Ubernahme) bestmdglich zu flankieren. Das Starthaus
berat und coacht Griindungsinteressierte und Griindende aller
Branchen, sodass die Griindung auch durch eine Ubernahme eines
bestehenden Unternehmens erfolgen kann. Wenn die
Rahmenbedingungen stimmen, kann es deutlich interessanter fir
Neugriindende sein, auf etwas Bestehendes aufzubauen, anstatt jeden
Aspekt eines Unternehmens entwickeln und aufbauen zu miissen.
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Hierzu werden seitens des Starthauses regelmaBig beispielsweise zu
den Kammern und Verbanden die Kontakte hergestellt, um etwaige
Verkaufer:innen kennenzulernen.

Folgende Kreditprogramme stellt die BAB in Bremen und Bremerhaven
zur Verfligung:

Bremer Forderkredit mit und ohne Haftungsfreistellung (BFK/BFKH):

— In der Regel Zinsvorteil fiir den Kunden durch Zinsvergiinstigung
gegeniiber KfW-Mitteln; Beantragung durch eine Geschaftsbank;

— Kombination mit 50 Prozent Haftungsfreistellung zugunsten der
Geschaftsbank moglich, so das Vorhaben ermoglicht und leichter
umgesetzt werden konnen, bei denen der Eigenmittelanteil oder
die Sicherheiten sonst zu gering waren;

— Standardisiertes, schnelles Verfahren zur Kreditgenehmigung
etabliert.

Wachstums- und Erganzungsfinanzierungen:

— Bereitstellung als Darlehen oder als Biirgschaft zugunsten einer
Geschaftsbank;

— Begleitung von Vorhaben Uber alle Branchen und auch fiir groBere
Vorhaben maoglich;

— Finanzierungsanteil/ Biirgschaftsiibernahme (zugunsten der
Geschaftsbank) bis zu 50 Prozent der Kreditfinanzierung
(Finanzierung erfolgt zu gleichen Bedingungen und Zinssatz wie
bei der Geschaftsbank);

— Durch Risikolibernahme/-teilung von/mit der Geschaftsbank
konnen auch Nachfolgelosungen umgesetzt werden, die die
Geschaftsbank sonst nicht begleiten wiirde (wenn zum Beispiel nur
geringe Eigenmittel oder Sicherheiten beim Nachfolger vorhanden
sind); durch Begleitung der BAB (zum Beispiel BAB-Biirgschaft)
gegebenenfalls besserer Zins durch Reduzierung des
Finanzierungsrisikos der Geschaftsbank;

— Finanzierung flexibel gestaltbar, sodass wir die Strukturen analog
zur Geschaftsbank begleiten konnen;

— Zusammenarbeit wettbewerbsneutral auf Antrag der
Geschaftsbanken;

— Mehrwert durch wettbewerbsunabhangige Beratungsleistung durch
BAB, unter anderem Feedback zu Businessplanen.
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Landesblirgschaft:

— Biirgschaftsiibernahme zugunsten der Geschaftsbank bis zu 809
Prozent der Kreditfinanzierung geman Biirgschaftsrichtlinie;

— Durch die Risikolibernahme konnen auch Nachfolgelosungen
umgesetzt werden, die die Geschaftsbank sonst nicht begleiten
wiirde (wenn zum Beispiel nur geringe Eigenmittel oder
Sicherheiten beim Nachfolger vorhanden sind);

— Zusammenarbeit wettbewerbsneutral auf Antrag der
Geschaftsbanken;

— Landesbiirgschaften kommen nur dann zum Einsatz, wenn eine
Burgschaftsiibernahme durch die Birgschaftsbank nicht moglich
ist und grundsatzlich auch, wenn die BAB die erforderliche
Burgschaft nicht im eigenen Obligo herauslegen kann.

EFRE-Mikrodarlehen

— Mit EFRE-Mikrodarlehen werden neben Griindungen und
bestehenden Kleinunternehmen auch kleinere
Betriebslibernahmen finanziert. Dieses Angebot ist seit Januar
2026 dahingehend ausgeweitet worden, dass Betriebslibernahmen
mit bis zu 100 000 Euro Darlehen anstatt wie bisher mit 50 800
Euro begleitet werden konnen;

— Giunstige Finanzierung unterhalb der Marktverzinsung;
— Unbiirokratische Beantragung direkt bei der BAB.
Weitere MaBnahmen der BAB fiir Unternehmensnachfolgen:

— Investitionsforderung fiir die gewerbliche Wirtschaft (GRW) in
Form eines Zuschusses;

— Die GRW hat keinen speziellen Ansatz zur Férderung von
Unternehmensnachfolgen. Jedoch gibt es den Fordertatbestand
-Erwerb der Vermogenswerte einer Betriebsstatte, die geschlossen
wurde oder ohne diesen Erwerb geschlossen worden ware*.

Mit welchen Haushaltsmitteln wurden diese Programme und Angebote
in den vergangenen funf Jahren (2021 bis 2025) jeweils ausgestattet,
und wie viele Betriebe beziehungsweise Personen haben diese
Angebote jeweils in den einzelnen Jahren in der Stadtgemeinde
Bremen und in der Stadtgemeinde Bremerhaven in Anspruch
genommen?

Die finanzseitige Ausstattung stellt sich wie folgt dar:
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10.

1.

— Wachstums- und Erganzungsfinanzierung und Bremer Forderkredit:
keine Haushaltsmittel, sondern Eigenmittel der BAB im Rahmen
der Kreditgewahrung/Risikolibernahme, die Abwicklungskosten
tragt die BAB.

— Landesbiirgschaft: Das Risiko aus einer Biirgschaft tragt - je nach
Konstellation - das Land oder die Stadtgemeinde Bremen
beziehungsweise Bremerhaven. Die Abwicklungskosten laufen liber
Landesmittel.

— Mikrodarlehen: Programmmittel und Abwicklungskosten werden
Uber EFRE- und Landesmittel getragen.

— GRW-Forderung: Programmmittel und Abwicklungskosten werden
Uber Bundes- und Landesmittel getragen.

— Angebote des Starthauses: Programmmittel und
Abwicklungskosten werden liber EFRE- und Landesmittel getragen.

Die Forderkennung ,,Unternehmensnachfolgen* wird bislang nicht
separat erfasst. Insofern kann hierzu keine belastbare Kennzahl
genannt werden.

Welche Erkenntnisse liegen dem Senat liber die Ergebnisse dieser
Angebote vor, insbesondere hinsichtlich der Zahl erfolgreich
umgesetzter Unternehmensnachfolgen und der Vermeidung von
Betriebsaufgaben oder Arbeitsplatzverlusten? (Bitte getrennt fir
Bremen und Bremerhaven aufweisen.)

Wie bereits erwahnt, wird die Forderkennung
LsUnternenmensnachfolgen“ bislang nicht separat erfasst. Insofern
liegen dem Senat hierzu keinen Kennzahlen vor und es konnen auch
keine belastbaren Aussagen getroffen werden. Allerdings zeigt sich,
dass gerade im Kreditbereich bei den Mikrokrediten und den
Wachstums- und Erganzungskrediten seit geraumer Zeit erhohte
Nachfragen zu verzeichnen sind und diese durch entsprechende
Kreditvergaben durch die BAB bedient werden konnten. Damit sind
letztendlich mehrere Unternehmensnachfolgen zustande gekommen.

Welche konkreten Strategien verfolgt der Senat, um die Quote
erfolgreicher Unternehmensnachfolgen im Land Bremen zu erhohen
(zum Beispiel Biirokratieabbau, steuerliche oder administrative
Erleichterungen, Digitalisierung von Verfahren, verstarkte Informations-
und Matchingangebote), und inwiefern werden dabei die spezifischen
Rahmenbedingungen in Bremen und Bremerhaven berlicksichtigt?

Die BAB, BIS und das Starthaus haben sich auf die unterschiedlichen
Zielgruppen und Perspektiven spezialisiert und bieten Informationen,
Erstberatungen (auch liber Forderangebote) sowie Vernetzung mit
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weiteren Partner:innen in diesem Umfeld an. Die WFB bietet einen
umfangreichen Fachkrafteservice an, der auch fiir
Familienunternehmen mit Ubergabewunsch von Interesse sein kann.
Zusatzlich bieten Handelskammer Bremen - IHK fiir Bremen und
Bremerhaven und Handwerkskammer Bremen gezielte Informationen
und Veranstaltungen fur ihre Mitgliedsunternehmen an. Dariiber hinaus
gibt es in Bremen weitere Netzwerke, wie zum Beispiel den Verein
Bremer Senior Service e. V., der kostenfreie Beratungen fiir Abgebende
und Nachfolgende anbietet. Der Senat sieht es als besonders
erfolgversprechenden Ansatz an, Frauen starker als Zielgruppe fiir
Flihrungspositionen und als Nachfolgerinnen in der
Unternehmensiibernahme zu gewinnen. Daher sind hierfiir spezielle
Forderinstrumente, wie zum Beispiel ,she starts” vom Starthaus
entwickelt worden. Zudem steht die aus dem EFRE finanzierte
FordermaBnahme ,Gender Diversity in KMU* zur Verfliigung, damit
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen ihre
Rekrutierungsprozesse starker auf Frauen ausrichten konnen, neue
Arbeitsformen und Arbeitszeitmodelle einfiihren oder ein Diversity
Management etablieren konnen.

Die am 24. Januar 2023 beschlossene Fachkraftestrategie fiir das Land
Bremen betont die Bedeutung der Sicherung und Entwicklung von
Fachkraften, um den zukiinftigen Bedarf zu decken. Dabei wird auch auf
die Notwendigkeit hingewiesen, Unternehmensnachfolgen zu planen
und zu unterstiitzen, um den Fortbestand von Unternehmen zu
gewabhrleisten.

Dariiber hinaus steht der Willkommensservice bei der WFB bei der
Orientierung bei allen Themen sowie Phasen der
Fachkrafteeinwanderung zur Verfligung. Dazu gehoren die Beratung
kleiner und mittelstandischer Unternehmen bei Fragen rund um die
Anstellung internationaler Mitarbeiter:innen sowie die Beratung
zugewandter Fachkrafte und Unternehmensgriindende
beziehungsweise -nachfolgende zu den Themen Aufenthalt,
Arbeitsgenehmigung und Anerkennung von auslandischen Abschliissen
und auch die Vernetzung vorhandener Integrationsangebote im Land
Bremen.

Der Senat entwickelt bereits seit vielen Jahren gemeinsam mit der
Handwerkskammer Verbesserungen von hilfreichen digitalen
Anwendungen, wie die Einfiihrung der E-Rechnung.

Seit 2019 unterstiitzt SWHT eine MafBnahme zur Digitalberatung im
Handwerk Uber die hundertprozentige Handwerkskammertochter, die
Handwerkprojekt GmbH. Mit den eingesetzten Mitteln wird ein
sogenannter ,Digitallotse“ finanziert, der vor allem eine
niedrigschwellige Erstberatung/Begutachtung fiir Handwerksbetriebe
anbietet. Zielgruppe sind insbesondere Solo-Selbststandige sowie
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kleine und mittlere Handwerksbetriebe, die aufgrund begrenzter
personeller, zeitlicher und finanzieller Ressourcen einen erhohten
Unterstiitzungsbedarf bei Digitalisierungsvorhaben aufweisen. Das
Projekt starkt nachhaltig die digitale Wettbewerbsfahigkeit des
Handwerks im Land Bremen, entlastet Betriebe im Alltag, unterstiitzt
die Fachkraftesicherung und verbessert den Zugang zu bestehenden
Forder- und Unterstiitzungsstrukturen. Durch die starkere Vernetzung
mit regionalen Innovationsakteur:innen leistet das Projekt einen
messbaren Beitrag zur Wirtschafts- und Transformationsstrategie des
Landes Bremen.

Zudem wurde das Thema ,Entbirokratisierung” auf die Tagesordnung
des Transformationsrates genommen unter der gemeinsamen
Federfiihrung der Handwerkskammer und der Handelskammer. Im
Rahmen der Unterarbeitsgruppe des Transformationsrates
Biirokratieabbau, Planungsbeschleunigung wurde ein gemeinsames
Positionspapier im August 2024 erarbeitet und verabschiedet.

Konkrete, in Zahlen benannte Ziele zum Biirokratieabbau in Bezug auf
die Streichung von Berichtspflichten, die auf Landesgesetzen,

- verordnungen oder -erlassen beruhen, konnen aktuell nicht benannt
werden. Die Erforderlichkeit des Abbaus von biirokratischen
Hemmnissen ist eine ressortiibergreifende Querschnittsaufgabe, die
von den betroffenen Behorden und zustandigen Stellen in
vertrauensvoller Zusammenarbeit mit den jeweiligen senatorischen
Dienststellen regelhaft bewertet sowie ergebnisoffen erértert und dort,
wo es moglich und sinnvoll ist, umgesetzt werden.

Die Bremische Biirgerschaft hat im Mai 2025 allerdings beschlossen,
den Senat mit der Erstellung eines Entbiirokratisierungskatalogs fiir
das Land Bremen zu beauftragen, wobei der Fokus insbesondere auf
der Entlastung des Handwerks liegt. Ziel ist es, die Blirokratielasten fiir
Handwerksbetriebe splirbar zu senken, indem unter anderem
Mehrfachabfragen gleicher Daten durch verschiedene Behorden
reduziert, Statistik- und Meldepflichten vereinfacht und lberholte
biirokratische Vorschriften tberpriift und gegebenenfalls abgeschafft
oder befristet werden. Um konkrete biirokratische Hiirden zu
identifizieren, hat die Handwerkskammer im Februar 2026 einen
LBlrokratiemelder” eingefiihrt, liber den Betriebe niedrigschwellig
Beispiele fiir biirokratische Hiirden melden konnen. Die Senatorin fir
Wirtschaft, Hafen und Transformation und die Handwerkskammer
werten diese Meldungen gemeinsam aus, ordnen sie den jeweiligen
Rechtsgrundlagen zu und identifizieren redundante oder liberfliissige
Pflichten. Ziel ist es, auf dieser Basis einen Katalog zur Reduzierung
und Vereinfachung von Statistik- und Meldepflichten zu erstellen und
die Unternehmen starker in die Digitalberatung einzubinden. Der
gesamte Prozess ist eingebettet in die bundesweite
Modernisierungsagenda, die vorsieht, mindestens ein Drittel der
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12.

13.

Berichts- und Auskunftspflichten sowie die Halfte der
Dokumentationspflichten fiir die Wirtschaft abzuschaffen. Die in
Bremen gewonnenen Erkenntnisse und MaBnahmen sollen in diese
bundesweiten Prozesse einflieBen. Entscheidend fiir den Erfolg sind
die enge Zusammenarbeit zwischen Senat, Handwerkskammer und
Betrieben, eine transparente Kommunikation liber die Moglichkeiten
des Biirokratiemelders und die geplanten Schritte sowie die
konsequente Umsetzung und Evaluation der MaBnahmen, um die
angestrebte Entlastung tatsachlich zu erreichen.

Inwieweit berlicksichtigt der Senat bei seinen MaBBnahmen zur
Sicherung von Unternehmensnachfolgen auch die Perspektive von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, etwa durch Unterstlitzung von
Betriebslibergdngen an Belegschaften oder durch Férderung von
Mitarbeiterbeteiligungsmodellen? (Bitte - soweit moglich - mit
Beispielen aus Bremen und Bremerhaven.)

Welche konkreten Hemmnisse (zum Beispiel Fachkrafteengpasse,
regulatorische Anforderungen, finanzielle Rahmenbedingungen,
Erbschaftsteuer oder biirokratische Hiirden) sieht der Senat als
ursachlich dafiir an, dass potenzielle Nachfolgerinnen und Nachfolger
eine Unternehmensiibernahme in Bremen und Bremerhaven ablehnen?

Die Fragen 12 und 13 werden gemeinsam beantwortet.

Unternehmensnachfolgen und Betriebsiibergaben sind hochst
individuelle Prozesse, weshalb starre Standardforderprogramme hierfiir
nur bedingt geeignet sind. Der Senat setzt daher auf flexiblere
Mikrokredite und Beteilungen, um hierbei finanzielle Hilfestellung zu
leisten (siehe auch Frage 8).

Dem Senat ist bewusst, dass es angesichts der demographischen
Entwicklung fiir inhabergefiihrte kleinere Unternehmen und auch fiir
Freiberufler:innen weiterhin und zunehmend schwierig ist, eine
adaquate Nachfolgelosung zu finden. Insbesondere Handwerksbetriebe
oder selbstandige Einzelhandler:innen sind davon verstarkt betroffen.
GroBere Unternehmen und Betriebe werden zunehmend von anderen
groBen Unternehmen erworben, eine Nachfolge ist dann gegeben.
Allerdings ist damit grundsatzlich auch ein Konzentrationsprozess
verbunden, da die Einheiten zum Erhalt ihrer Wettbewerbsfahigkeit ein
groBeres Wachstum anstreben.

Hinsichtlich der Perspektive von Arbeitnehmer:innen unterstiitzt der
Senat die Ubergabe von Betrieben an die eigene Belegschaft. Durch
die Vergabe von flexiblen Beteiligungen und Mikrokrediten wird es
betriebsinternen Nachfolgenden erleichtert, das notige
Ubernahmekapital bereitzustellen. Zudem flankieren die
Wirtschaftskammern diesen Prozess durch gezielte Nachfolge- und
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14.

Bewertungsberatung, um faire Ubergabekonditionen zu sichern und
Mitarbeiterbeteiligungsmodelle zu fordern.

Der Senat sieht aktuell die grof3te Herausforderung in der friihzeitigen
Planung der Betriebe, die ihr Unternehmen an die nachste Generation
weitergeben wollen. Hierbei ist die gute Kooperation zwischen den

Betrieben, den Wirtschaftskammern und den Hausbanken sehr wichtig.

Der Senat sieht, dass eine friihzeitige Sensibilisierung von
Unternehmen und Nachfolgeinteressenten immer wichtiger fiir den
Fortbestand der Unternehmenslandschaft wird. Da fiir einen
Ubergabeprozess rund drei Jahre einzuplanen sind, ist eine friihzeitige
Sensibilisierung der Betriebsinhaber:innen und moglichen
Ubernahmeinteressenten wichtig. Mit der Universitat Bremen wurde
deshalb ein Konzept entwickelt, wonach libergebende Unternehmen
,Ubergabe-ready* gemacht werden und friihzeitig potenzielle
Ubernehmende in den Prozess einbezogen werden. Das Projekt
"Unternehmensnachfolge durch Geschaftsmodellinnovation im
Handwerk" zielt darauf ab, Unternehmen bei der Identifikation von
Verbesserungsmoglichkeiten und der Umsetzung von
Geschaftsmodellinnovationen zu unterstiitzen, um die Attraktivitat des
Unternehmens fiir eine anstehende Unternehmensnachfolge zu
erhohen und den Unternehmenswert zu steigern. Dazu sollen in
Kooperation von betroffenen bremischen Handwerksunternehmen mit
der Forschungseinrichtung Universitat Bremen, Arbeitsgruppe fir
Technologie und Innovation, passgenaue Strategien und Methoden fiir
die betroffenen Unternehmen selbst, und davon abgeleitet fir weitere
Unternehmen der deutschen Handwerkswirtschaft insgesamt entwickelt
werden.

Der Fachkraftemangel gehort zu den groB3en Herausforderungen des
Mittelstands und macht sich auch bei der Unternehmensnachfolge
bemerkbar. Die Fachkraftegewinnung fiir die Unternehmensnachfolge
erfolgt bei Familienunternehmen immer seltener familienintern durch
Nachfolger:innen der nachsten Generation. Haufiger erfolgen
Ubergaben zwischen Inhabenden und betriebsinternen Nachfolgenden
oder externen Ubernehmenden.

Welche weiteren Handlungsbedarfe sieht der Senat im Bereich
Unternehmensnachfolge, Betriebsaufgaben und Arbeitsplatzsicherung,
und welche zusatzlichen gesetzgeberischen oder administrativen
Schritte priift er, um unerwiinschte Stilllegungen und
Arbeitsplatzverluste in der Stadtgemeinde Bremen und in der
Stadtgemeinde Bremerhaven zu vermeiden?

Der Senat plant derzeit keine weiteren MaBBnahmen als die Fortsetzung
und Prazisierung der bestehenden. Es ist festzuhalten, dass es im Land
Bremen fiir Unternehmer:innen, die ihren Betrieb abgeben wollen, eine
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15.

16.

17.

gute Auswahl an qualifizierten und vertraulichen Ansprechpartner:innen
beim Starthaus der BAB, der BIS, bei der Handwerkskammer sowie der
Handelskammer und weiteren oben benannten Akteur:innen zur
Verfligung stehen. MaBnahmen, wie Matching-Veranstaltungen sowie
die Plattform “nexxt change” werden nur zogerlich genutzt, sollen aber
fortgefiihrt werden. Zum Erfolg bedarf es einer deutlich groBeren
Offenheit seitens der mittelstdndischen Unternehmen, um ihre
Angebote aktiv auf den Markt zu bringen.

Wie bewertet der Senat die Situation in Bremen und Bremerhaven im
Vergleich zu anderen Bundeslandern (zum Beispiel Bayern, Baden-
Wiirttemberg oder NRW), und plant er eigene landesspezifische
MaBnahmen wie einen Nachfolge-Fonds, eine zentrale Matching-
Plattform oder die Einrichtung einer Nachfolgeakademie?

Der Senat bewertet die Situation zur Unternehmensnachfolge im Land
Bremen als strukturell vergleichbar mit der Situation anderer
Bundeslander. Uberall fiihrt der demografische Wandel zu einem
steigenden Bedarf an Nachfolgeregelungen. Das Land Bremen zeichnet
sich jedoch durch eine sehr kleinteilige Wirtschaftsstruktur aus, gerade
im Handwerk und auch im Handel.

Die Einrichtung eines eigenen, landesspezifischen Nachfolge-Fonds
oder einer separaten Nachfolgeakademie ist derzeit nicht geplant, da
die bestehenden Finanzierungs- und Beratungsangebote sowie die
QualifizierungsmafBnahmen der Akteur:innen im Land Bremen diese
Bedarfe bereits flexibel abdecken. Der Senat verweist auf die bereits
bestehende Plattform der Handelskammer, welche aktiv in das
regionale Okosystem eingebunden ist (siehe auch Frage 17).

In welchem Umfang sind nach Kenntnis des Senats insbesondere
Betriebe in typischen Bremerhavener Branchen (zum Beispiel Hafen-
und Logistikwirtschaft, Fischverarbeitung, Handwerk und lokaler
Einzelhandel) von Nachfolgeproblemen betroffen, und welche
konkreten Auswirkungen auf die regionale Wertschopfung und
Arbeitsplatze in Bremerhaven erwartet der Senat in den kommenden
flinf Jahren?

Dem Senat liegen hierzu keine statistischen Erkenntnisse vor, wie
bereits in den Fragen 1 bis 6 dargelegt.

Welche Erfolgsquote verzeichnet die regionale nexxt-change-Boérse der
Handelskammer Bremen - IHK fiir Bremen und Bremerhaven bei der
Vermittlung von Unternehmensnachfolgen in den Jahren 2020 bis
2025, und plant der Senat, die Zusammenarbeit mit IHK und
Handwerkskammer in diesem Bereich auszubauen (zum Beispiel durch
zusatzliche Fordermittel oder eine eigene Landesnachfolge-Plattform)?
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Die bundesweite Nachfolgeplattform ,,nexxt-change* wird von der
Kammerorganisation, dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie, den Volks- und Raiffeisenbanken und den Sparkassen
getragen. Die Plattform vermittelt jahrlich bundesweit etwa 1 000
erfolgreiche Unternehmensnachfolgen und hat seit 2006 insgesamt
liber 22 800 Ubergaben angestoBen. Nexxt Change gilt damit als
groBte Unternehmensnachfolgeborse in Deutschland. Fiir die Plattform
gibt es aber keine ,Erfolgsmeldungen®, das heif3t die Handelskammer
wird nicht liber die erfolgreichen Anbahnungen von Nachfolgen
informiert.

Fir das Land Bremen geht die Handelskammer unter vorsichtigen
Annahmen von etwa funf erfolgreichen Unternehmensnachfolgen pro
Jahr aus. Fiir den Zeitraum 2020 bis 2025 ergibt sich damit eine
konservativ gerechnete GroRenordnung von rund 30 erfolgreichen
Unternehmensnachfolgen im Land Bremen, die liber die Plattform
nexxt-change vermittelt wurden.

Die Handwerkskammer Bremen legt beim Thema Nachfolge ihr
Hauptaugenmerk auf eine personliche Beratung, in der gemeinsam mit
den Mitgliedern mogliche Szenarien fiir eine Betriebsiibergabe
durchgegangen werden. Fiir Mitglieder, die innerhalb der Firma,
innerhalb der Familie, durch eine Unternehmensfusion, einen
Unternehmensverkauf an Wettbewerber oder liber ihr eigenes Netzwerk
bereits eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger gefunden haben, ist
die Plattform nexxt-change daher in der Regel nicht relevant.
Unabhangig davon stellt die Plattform eine Alternative dar, wenn
bislang keine Nachfolgelosung gefunden werden konnte.

Eine eigene Landesplattform existierte in der Vergangenheit mit
handwerk-nachfolge.de, einem Kooperationsprojekt der Sparkasse
Bremen, CompanyLinks und der Handwerkskammer Bremen. Da die
erforderliche Nachfrage nicht erreicht werden konnte, wurde das
Projekt eingestellt. Die Handwerkskammer Bremen betreibt jedoch -
wie viele Handwerkskammern in Deutschland - eine eigene
Betriebsborse. Den Betrieben wird zudem empfohlen, ihre Angebote
zusatzlich bundesweit auf nexxt-change zu verdéffentlichen.

Die Unternehmensnachfolge stellt fiir das Handwerk insgesamt eine
der zentralen Herausforderungen der kommenden Jahre dar. Viele
Betriebsinhaber:innen erreichen in naher Zukunft das Rentenalter,
wodurch zahlreiche Handwerksbetriebe vor einem
Generationenwechsel stehen. Gelingt es nicht, geeignete
Nachfolger:innen zu finden, drohen BetriebsschlieBungen, der Verlust
von Arbeits- und Ausbildungsplatzen sowie ein Riickgang wichtiger
handwerklicher Dienstleistungen in der Region. Eine erfolgreiche
Betriebsiibergabe dient daher nicht nur dem Erhalt einzelner
Unternehmen, sondern tragt wesentlich zur Sicherung von Fachwissen,
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regionaler Wertschopfung und Beschaftigung bei. Vor dem Hintergrund
des demografischen Wandels gewinnt die friihzeitige und strukturierte
Planung der Unternehmensnachfolge zunehmend an Bedeutung.

Der Senat plant derzeit keinen weiteren Ausbau, betont aber, dass die
Bewaltigung der Herausforderungen im Bereich der
Unternehmensnachfolge als Gemeinschaftsaufgabe verstanden wird.
Der Senat steht hierzu in einer engen Zusammenarbeit und einem
regelmafigen, vertrauensvollen Austausch mit der Handelskammer
Bremen und der Handwerkskammer Bremen (siehe auch Frage 14).

-13 -



	Bremische Bürgerschaft
	Drucksache 21/1852
	Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2026
	Entwicklung von Unternehmensnachfolgen, Stilllegungen und Arbeitsplatzverlusten in Bremen und Bremerhaven



